






Landkreis Stendal 
Der Landrat 

Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
des Landkreises 

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung

(1) Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zu-
wendungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet wer-
den. Sie ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. 

(2) Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängen-
den Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen 
Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers 
sind als Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungs-
zweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. 

(3) Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher 
angefordert werden , als sie innerhalb von zwei Monaten 
nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. 
Die Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurtei-
lung des Mittelbedarfes erforderlichen Angaben enthal-
ten. Dabei ist die Verwendung bereits erhaltender Teilbe-
träge in summarischer Form mitzuteilen. Im Übrigen darf 
die Zuwendung wie folgt in Anspruch genommen wer-
den:

- bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils antei-
lig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungs-
geber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen 
Mitteln des Zuwendungsempfängers, 

- Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen 
eigenen und sonstigen Mittel des Zuwendungsempfän-
gers verbraucht sind. 

(4) Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, den Zu-
wendungsbescheid mit Wirkung für die Zukunft zu wi-
derrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungs-
zweck nicht zu erreichen ist. 

2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder 
    Änderung der Finanzierung

(1) Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem 
Finanzierungsplan veranschlagten Gesamtausgaben für 
den Zuwendungszweck, erhöhen sich die Deckungsmittel 
oder treten neue Deckungsmittel hinzu, so ermäßigt sich 
die Zuwendung 

- bei der Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zu-
wendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorge-
sehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwen-
dungsempfängers,

- bei Fehlbedarfs-  und Vollfinanzierung um den vollen 
in Betracht kommenden Betrag. 

Dies gilt nur, wenn sich die Gesamtausgaben oder die 
Deckungsmittel um mehr als 500,00 Euro ändern.
Für die Förderung der Jugendarbeit gem. §§ 11 � 14 SGB 
VIII gilt: 
�Wenn sich die Gesamtausgabe oder die Deckungsmittel 
um weniger als 500 � ändern, gilt es ab 10 v.H., mindes-
tens jedoch ab 50 �. 

(2) Wird der Zuwendungsbetrag nicht vollständig ver-
braucht, so ist der verbleibende Betrag zurückzuzahlen. 
Das gilt nicht für Restbeträge unter 10,00 Euro. 

3. Vergabe von Aufträgen 

Bei der Vergabe von Aufträgen zur Erfüllung des Zu-
wendungszwecks  sind die jeweils geltenden Vergabevor-
schriften  für die öffentliche Hand zu beachten.  

4. Aufbewahrung und Nachweis von Gegenständen 

(1) Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungs-
zwecks erworben oder hergestellt werden, sind für den 
Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu be-
handeln. Der Zuwendungsempfänger darf über sie vor 
Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitli-
chen Bindung nicht verfügen. 

(2) Der Zuwendungsempfänger hat die zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks beschafften Gegenstände zu inventa-
risieren, soweit es sich um Investitionen handelt.  

5. Mitteilungspflicht des Zuwendungsempfängers

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich 
der Bewilligungsbehörde anzuzeigen, wenn 

- er nach Vorlage des Finanzierungsplanes weitere 
Zuwendungen für den selben Zweck bei anderen Lan-
des oder sonstigen öffentlichen Stellen beantragt oder 
von ihnen erhält oder wenn sich eine Ermäßigung der 
Gesamtausgaben oder eine Änderung der Finanzierung 
um mehr als 500,00 Euro ergibt.
Für die Förderung der Jugendarbeit gem.§§ 11 � 14 
SGB VIII gilt: 
�Wenn sich die Ermäßigung der Gesamtausgaben oder 
die Finanzierung um weniger als 500 � ändert, gilt dies 
ab 10 v.H., mindestens jedoch ab 50 �. 

- der Zuwendungszweck oder sonstige für die Bewilli-
gung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich än-
dern oder wegfallen, 

- sich Anhaltspunkte ergeben, dass der Zuwendungs-
zweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht 
zu erreichen ist, 

- die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht in-
nerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung ver-
braucht werden können, 

- zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitli-
chen Bindung nicht mehr entsprechend dem Zuwen-
dungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt wer-
den,

- ein Konkurs- oder Vergleichsverfahren gegen ihn 
beantragt oder eröffnet wird. 

6. Nachweis der Verwendung

(1) Die Verwendung der Zuwendung sollte innerhalb von 
3 Monaten nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, 
spätestens jedoch 3 Monate nach Ablauf des Bewilli-
gungszeitraumes nachgewiesen werden (Verwendungs-
nachweis). Bei institutioneller Förderung verlängert sich 
die Frist auf maximal 6 Monate. Ist der Zuwendungs-
zweck nicht bis zum Ablauf des Haushaltsjahres erfüllt,
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ist innerhalb von vier Monaten nach Ablauf des Haus-
haltsjahres über die in diesem Jahr erhaltenen Beträge ein 
Zwischennachweis zu führen.

(2) Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sach-
bericht und einem zahlenmäßigen Nachweis. 

(3) Im Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung 
sowie das erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen. 
Dem Sachbericht sind gegebenenfalls die Berichte der 
von dem Zuwendungsempfänger beteiligten technischen 
Dienststellen beizufügen. 

(4) Bei Projektförderung sind im zahlenmäßigen Nach-
weis die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge 
und voneinander getrennt entsprechend der Gliederung 
des Finanzierungsplanes auszuweisen.  

(5) Der Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck 
zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leis-
tungen Dritter, eigene Mittel) und Ausgaben sowie den 
Grund und den Einzelbetrag jeder Zahlung enthalten. 
Soweit der Zuwendungsempfänger die Möglichkeit zum 
Vorsteuerabzug nach § 15 UstG hat, dürfen nur die Ent-
gelte/Preise ohne Umsatzsteuer berücksichtigt werden. 
Mit dem Nachweis sind die Belege (Einnahme- und 
Ausgabebelege) über die Einzelzahlungen und die Ver-
träge über die Vergabe von Aufträgen vorzulegen. 

(6) Sofern ein einfacher Verwendungsnachweis zugelas-
sen ist, besteht dieser aus dem Sachbericht und einem 
zahlenmäßigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen. Die 
Einnahmen und Ausgaben sind entsprechend des Finan-
zierungsplanes in zeitlicher Reihenfolge darzustellen. 

(7) Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen 
Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege 
insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag 
der Zahlung, den Zahlungsnachweis und bei Gegenstän-
den den Verwendungszweck. Im Verwendungsnachweis 
ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, 
dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und 
die Angaben mit den Büchern und gegebenenfalls den 
Belegen übereinstimmen. 

(8) Der zahlenmäßige Nachweis bei institutioneller För-
derung besteht für den Fall, dass der Zuwendungsemp-
fänger nach Einnahmen und Ausgaben bucht, aus der 
Jahresrechnung. Er muss alle Einnahmen und Ausgaben 
des abgelaufenen Haushaltsjahres in der Gliederung des 
Haushalts- bzw. Wirtschaftsplanes enthalten sowie das 
Vermögen und die Schulden zu Beginn und Ende des 
Haushaltsjahres ausweisen. Bei kaufmännischer, doppel-
ter Buchführung des Zuwendungsempfängers besteht der 
zahlenmäßige Nachweis aus dem Jahresabschluss (Bi-
lanz, Gewinn- und Verlustrechnung, bei Kapitalgesell-
schaften auch Anhang und Lagebericht zum Jahresab-
schluss) sowie auf Verlangen der Bewilligungsbehörde 
einer Überleitungsrechnung auf Einnahmen und Ausga-
ben. In der Überleitungsrechnung sind die tatsächlichen 
Einnahmen und Ausgaben nach den Ansätzen des Haus-
halts- oder Wirtschaftsplanes abzurechnen. Werden 
neben der institutionellen Förderung auch Zuwendungen 
zur Projektförderung bewilligt, so sind im zahlenmäßigen 
Nachweis die im abgelaufenen Haushaltsjahr gewährten 
Zuwendungen zur Projektförderung einzeln nachrichtlich 
anzugeben. 

(9) Der Zuwendungsempfänger hat die Belege 2 Jahre 
nach Vorlage des Verwendungsnachweises aufzubewah-
ren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen 
Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt 
ist. Bei begründetem Bedarf kann diese Frist amtspezi-
fisch auf bis zu 5 Jahre verlängert werden.

7. Prüfung der Verwendung

(1) Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, 
Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern 
sowie die Verwendung durch örtliche Erhebungen und 
prüfen oder durch beauftragte prüfen zu lassen. Der 
Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen 
bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu ertei-
len.

(2) Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene 
Prüfeinrichtung, ist von dieser der Verwendungsnachweis 
vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres 
Ergebnisses zu bescheinigen. 

(3) Prüfungsbemerkungen anderer Prüfungsstellen sind 
der Bewilligungsstelle zur Kenntnis zu geben. 

(4) Das Prüfungsamt des Landkreises Stendal ist berech-
tigt, bei allen Zuwendungsempfängern zu prüfen. 

8. Erstattung der Zuwendung, Zinsen

(1) Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwen-
dungsbescheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (insbe-
sondere § 1 des VwVfG LSA i.V.m. §§ 48, 49 VwVfG), 
nach Haushaltsrecht oder anderen Rechtsvorschriften 
unwirksam oder mit Wirkung für die Vergangenheit 
zurückgenommen oder widerrufen wird. Das gilt insbe-
sondere, wenn 

- eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z. B. nach-
trägliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung 
der Finanzierung nach Nr. 2), 

- die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige 
Angaben erwirkt worden ist, 

- die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgese-
henen Zweck verwendet wird. 

(2) Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit 
kann auch in Betracht kommen, soweit der Zuwendungs-
empfänger

- die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung für 
fällige Zahlungen verwendet oder 

- Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzlichen 
Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschriebenen Ver-
wendungsnachweis nicht rechtzeitig vorgelegt sowie 
Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig nach-
kommt. 

(3) Der Erstattungsanspruch ist gemäß VwVfG (§ 1 
i.V.m. § 49a Abs. 3) mit 5 % über dem jeweiligen Basis-
zinssatz nach § 247 BGB zu verzinsen. 

(4) Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Zahlung 
(siehe Nr. 1 (3)) zur Erfüllung des Zuwendungszwecks 
verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht 
zurückgenommen oder widerrufen, können für die Zeit 
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von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Ver-
wendung Zinsen nach Nr.  8 (3) verlangt werden. 

9. Inkrafttreten 

Die Nebenbestimmungen zur Rahmenzuwendungs-
richtlinie treten mit Wirkung vom 01.01.2010 in 
Kraft. Gleichzeitig treten die Nebenbestimmungen vom 
20.06.1996 außer Kraft.  

Stendal, den 23. November 2009 












